Mitarbeiterinformation zum Datenschutz
Seit dem 25.05.2018 gilt in der Europäischen Union ein neues Datenschutzrecht. Dieses Datenschutzrecht regelt den Umgang mit den personenbezogenen Daten der Bürger und erlegt den Unternehmen dazu verschiedene Pflichten auf, die von den Mitarbeitern der Unternehmen zu beachten sind.

Das Unternehmen hat die Verantwortung für die im Unternehmen durchgeführte Verarbeitung personenbezogener Daten. Das sind die Personaldaten der Mitarbeiter und in vielen Unternehmen auch die Daten der privaten Kunden. Sämtliche personenbezogenen Daten müssen gemäß dem Datenschutzrecht verarbeitet werden. Ein Verstoß gegen das Datenschutzrecht kann mit erheblichen Geldbußen verbunden sein.
Deshalb muss jeder Mitarbeiter in seinem Verantwortungsbereich seinen Beitrag dazu leisten, dass der Datenschutz im Unternehmen sachgerecht organisiert und gesetzeskonform gelebt wird.

Grundsätze

Eine personenbezogene Datenverarbeitung ist nur dann zulässig, wenn

-
sie auf einem Vertrag (Arbeitsvertrag, Mietvertrag, Kontovertrag usw.) mit der betroffenen Person beruht,

-
eine Rechtsvorschrift (Gesetz, Verordnung, Betriebsvereinbarung usw.) sie erlaubt oder

-
die betroffene Person in die Verarbeitung eingewilligt hat.

Bei werblichen Ansprachen privater Personen kommt hinzu, dass diese

-
per Post angesprochen werden dürfen

-
per Telefon; Fax oder E-Mail angesprochen werden dürfen, wenn sie vorher in diese Werbeform eingewilligt haben,

sofern sie nicht der Werbung überhaupt widersprochen haben,

Bei Fragen zum Datenschutz wenden Sie sich bitte an Ihren direkten Vorgesetzten oder an Ihren betrieblichen Datenschutzbeauftragten.

Praxistipps zum Datenschutz

Ein aufgeräumter Schreibtisch (personenbezogene Dokumente wegschließen) sorgt für Datenschutz und Vertraulichkeit. Personenbezogene Daten gelangen dadurch nicht in die Hände Unbefugter.

Personenbezogene Auskünfte (speziell am Telefon) sind mit Blick auf Datenschutz und Geheimnisschutz zu bewerten. Andernfalls kann es vorkommen, dass geheimzuhaltende Informationen öffentlich werden.

Bei Abwesenheit vom Computer sollte das System gesperrt werden. Andernfalls könnte ein Unbefugter geheimzuhaltende Informationen erlangen. Räume, i denen Computer arbeiten, sollten nach Möglichkeit verschlossen werden, wenn kein Mitarbeiter anwesend ist.
Der Bildschirm sollte so aufgestellt werden, dass Unbefugte keinen Einblick bekommen können. Andernfalls kann es vorkommen, dass geheimzuhaltende Informationen öffentlich werden.

Wenn vertrauliche E-Mails sicher übermittelt werden sollen, müssen sie verschlüsselt werden. Andernfalls droht ein Geheimnisverlust. Dies gilt insbesondere für die Übermittlung personenbezogener Daten.
Öffnen Sie-E-Mail-Anhänge nur, wenn Sie sicher sind, dass die Nachricht wirklich von der Stelle stammt, die im Absender angegeben ist.

Beispiele zu Datenschutz-Situationen - Ist die beschriebene Handlungsweise zulässig oder nicht?

Ein Unternehmen speichert seine Kundendaten zur Abwicklung der Kundenverträge in einer Datenbank.


zulässig: Die Verarbeitung beruht auf einem Vertrag mit der betroffenen Person.

Ein Unternehmen verwendet Mailings per Post an seinen bestehenden Kundenstamm, um ein neu eingeführtes Produkt zu bewerben.


zulässig. Die Verarbeitung beruht auf einem Vertrag mit der betroffenen Person.

Ein Anrufer möchte den Kollegen Müller sprechen, erfährt aber, dass das nicht möglich ist, weil Kollege Müller heute krankgemeldet ist.


unzulässig: Diese Information beruht nicht auf einem Vertrag, wird nicht durch ein Gesetz erlaubt, und die betroffene Person hat (vermutlich) auch nicht in die Information eingewilligt.

Ein Unternehmen übermittelt die Lohn- und Einkommensdaten seiner Mitarbeiter an das Finanzamt, ohne dass die Mitarbeiter zugestimmt haben.


zulässig: Die Übermittlung der Lohndaten der Mitarbeiter an das Finanzamt ist gesetzlich vorgeschrieben. Eine Einwilligung ist daher nicht erforderlich.

Ein Arzt gibt die Anschriften seiner Patienten an einen Arzneimittelhersteller weiter, damit dieser die Patienten gezielt ansprechen kann.


unzulässig: Der Arzt verstößt damit gegen seine ärztliche Schweigepflicht nach dem Strafgesetzbuch.
Ein Unternehmen regelt in einer Betriebsvereinbarung der Erfassung der Arbeitszeit und die Nutzung der anfallenden Daten zur Abrechnung.

zulässig: Die Beschäftigtendatenverarbeitung kann durch eine Betriebsvereinbarung (Rechtsvorschrift) geregelt werden
Ein Unternehmen veröffentlicht die Fotos seiner Vertriebsmitarbeiter in seinem Internet-Auftritt.


ohne eine Einwilligung unzulässig, weil die Veröffentlich nicht auf einem Vertrag beruht und auch nicht durch ein Gesetz erlaubt wird.
Ein Unternehmen beabsichtigt, seine privaten Kunden telefonisch auf seine neuen Produkte hinzuweisen.


ohne eine vorherige Einwilligung zur werblichen Ansprache per Telefon unzulässig.

